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terreicher: das hatten wir schon!» (<<Autrichiens: on a déjà donné'») 
versehen wird (E. 2.3.1). 

1.2 SBB-Plakatverbot 

Grundsatzliche Fragen der Meinungsfreiheit in Bahnhofen 
konnte das Bundesaericht in seinem Urteil wm Plakatverbo[ der SBB 
entscheiden. 36 Die bAktion der PaUistina-Solidaritat, Region Zünch, 
halle an den Ausbangeflachen in der ShopVille-RailCity des Bahnhofs 
durch die Alluemeine Plakatgesellschaft zwei Plakate platzleren las­
sen, die sich ~egen die israelische Siedlungspolitik richte~en. Nach 
drei Tagen veran las ste die SBB die s~fortige Entfernung dleser Pla­
kate. Sie stützte ihr l-Iandeln auf das clgene Reglemcnt ~~m Um~ang 
mit Werbebotschaften, das Plakate zu einem «aussenpohllsch bnsan­
ten Thema» verbietet (E. 3.1). 

Ware die Plakataushangung aIs gesteigerter Gemeingebrauch 
w qualifizieren, so ergabe sich für die Palastina-Solidaritat ein be­
dingtcr Anspruch auf Bewill igung, der zwar hlnslchtllch ~)rt, Zelt un,d 
Art von der SBB noch modifiziert werden kann, aber kemer lnhalts­
kontrolle unterliegt (E, 2.2.2). Für die ShopVille-RailCity machte dIe 
Bahn aber eine offentlich-sachenrechtliche Einordnung aIs Verwal­
tungsvermogen geltend. Das gab dem Bundesgericht die Gelegenhclt, 
seine 1980 begonnene Rechtsprechung zur kommunrkatlOnsrcchtlI­
chen Gleichstellung von Verwaltungsvermogen und offenthchen Sa­
chen im Gemeingebrauch zu aktualisieren. Jedenfalls Verwaltungs­
vermogen im Anstaltsgebrauch, das sieh naeh Benutzerkrels (Relsende 
und Kaufer) und Bedürfnissen (Treffpunkt, KommumkatIon, ElOkauf, 
Flanieren, Essen) cher wic eine Fussgangerzone darstelle, komme 
einer offcntlichen Sache im Gemeingebrauch sehr nahe (E. 2.3.2). 
Also bcstand auch hier eio bediogter Anspruch auf Benutzung der 
Aushangfiachen. . . . 

Die Inhaltskontrolle der SBB, mit der aussenpohtlsch bnsante 
Themen ausgeschlossen wurden, Uisst sich n~ch Uberze~gung des 
Gerichts nicht rechtfertigen. Das Gericht memt sogar, ell1e solche 
Kontrolle komme einer verbotenen Zen sur gleich (E. 3.4.1, 3.5.1). An­
ders aIs bei Tabak- und Alkoholwerbung, die absolut verboten werden 
dürfte, fehle es bei aussenpolitischen Themen an eIDer generallSICr-
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barcn Gefiihrlichkeitsvermutung (E. 3.4.2). Wenn der Text eines Pla­
kaL" weder strafbare Àusserungen enthalte noch sonst gegen Gesetzc 
verstosse, stehe der SBB eine weitergehende Überprüfung des Inhalts 
nicht zu (E. 3.5.1). Falls es zu Kontroversen über das Plakat kommen 
soUte (Beschmieren, Abreissen, Auseinandersetzungen), sei cs Sache 
der Bahnpolizei, die Ordnung wiederherzustellen. 

Mit dem Entscheid macht das Bundesgericht einmal mehr deut­
lich, dass offentliche Unternehmen einer gleich intensiven Grund­
rechtsbindung unterworfen sind wie VerwaItungsbehorden. Sie dürfen 
beispielsweise, anders aIs private Unternehmen, eine Nutzung nicht 
untersagen, nur weil sie ihrem «Brand» oder «Corporate Design» 
widerspricht (E. 3.5.1). Die entsprechenden Passagen im SBB-Regle­
ment sind verfassungswidrig und unanwendbar. 

2. Medienfreiheit - Sachgerechtigkeitsgebot 

lm FDP-Pharma-Entscheid (BGE 1371340) musste das Bun­
desgerichl cio mal mchr die Spruchpraxis der Unabhangigen Be­
schwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UEI) in die Schranken 
verwcisen. Es ging um den Beîtrag «FDP und die Pharmalobby» in 
der Sendung lOvorlO. Die UBI hatte einen Verstoss gegen das Sach­
gerechtigkcitsgebot (Art. 4 Abs. 2 RTVG) festgestellt, weil die These 
der FDP-Verbandelllng zwar nicht mit falschen Allssagen, aber insge­
samt doch zu wenig aussagekraftig untermauert worden sei. Demgc­
genüber betonl das Bundesgericht, es genüge, wenn die Zuschaucr 
erkennen konnen, dass cine These umstritten sei (E. 4.3). Solange der 
Gesamteindruck des Beitrags llicht manipulativ wirke, seien die Me­
dicnschaffenden nicht verpflichtet, ihre These selbst weiter zu diffe­
renzieren oder besser zu be1egen (E. 4.5 und 4.6). Die UBI dürfe das 
Sachgcrechtigkeitsgebot darum nicht so streng handhaben, dass die 
journalistischc Freiheit und Spontaneitat verlorcn gingen. 

3. Demonstrationsfreiheit - Knndgebnng am Ostersonntag 

Das Bundesgericht sprach dem Verein gegen Tierfabriken 
Schweiz (VgT) nachtraglich das Recht auf Bewîlligung ciner Demons-
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tration am Ostcrsonntag ZU. 37 Der Verein wollle VOr der romisch-ka­
tholischen Kirchc in Sirnach gegen die seiner Mcinung nach LÎcrqua­
lerische Kaninchenhaltung durch Mitglieder der Kirchenpflege 
protestieren. Die politische Gemeinde hatte das Gesuch abgewiesen. 
weil das thurgauîsche Ruhetagsgesetz Vcrsammlungcn am Ostcrsonn­
tag grundsatzlich verbietet (E. 3.1) und nur ruhetagskompatible Ver­
anstaltungen ausnahmsweise für bewilligungsfahig erklarL Die Var­
instanz hatte das Verbol mit dem offentlichen Interesse an der 
Fciertagsruhe und dem individuellen Interesse der Ki rchganger an 
einem ungest6rten Ostersonntag gerechtfertigt (E. 3.2). Demgegenüber 
betont das Bundesgericht, dass zwar Auflagen im Rahmen der Bewil­
ligung moglich seien, grundsatzlich aber nach bisheriger Rechtspre­
chung die beabsichtigte Appellwirkung realisiert werden müssc (E. 2 
und 3.4)38 Wenn der Vercin zusage, den Vcrkehr nicht zu behindern 
und auf Larm zu verzichten, dann sei nicht langer ersichtlich, warum 
ein absolutes Verbot notwendig sein solle. 

4. Sprachenfreiheit - ltalienisches Schnlobligatorinm 

In einem Entscheid zur Sprachenfreiheit (Art. 18 BV) billigte 
das Bundesgericht dem Kanton Tessin ZU, für die obligatorische Schul­
zeit ausschliesslich die italienische Sprache vorzuschreiben.:19 Ein 
italienisch-schweizerisches Elternpaar wollte seine Tochter. dic bereits 
Italienisch sprach, im ersten Sehuljahr in einer amerikanisehen Pri­
vatschule einschulen. Das Bundesgerieht erkennt in der schulgesetz­
lichen Festlegung der ita1ienischen Sprache zwar cinen Eingriff in die 
Sprachenfreiheit, haIt diesen aber für gerechtfcrtigt. Ais Begründung 
führt es an. dass das ltalienisch sehweizweit nur für 6,46% der Wohn­
bevëlkerung die primarc Sprache sei und damit zwar nicht aIs vom 
Aussterben bedroht, wohl aber aIs schutzbedürftig gelten müssc 
(E. 8.1). Selbsl im Kanton Tessin sprachen inzwischen 16,9% eine 
andere primare Sprache, davon knapp die HaIhe Deutsch. Die Befug-

37 BGcr lC_322/2011 yom 19. Dczcmbcr 201 J - Ostcrsonntagsdcmonstration 
Sirnach. 

38 BGE 132 l 256 E. 3 260 - Bündnis für ein buntes Brullncn; dazu ZBJV 143 
(2007) 682 If. 

39 BGer 2C_ 449/2011 VOIn 26. April 2012 - Italicniscbes Schulobligalorium. 

Die staatsreclltlichc Rcclllsprcchung des BundcsgcrichLs in den Jahrcn 2011 und 2012 

nis des Kantons zur Wahl einer Amtssprachc (Art. 70 Abs. 2 BV) wird 
yom Bundesgericht zu ciner Ermachtigung umgedeutct, die traditio­
nelle Lokalsprachc gegenübcr dem Zuzug anderer Sprachgruppen zu 
vcrteldlgcn (E. 5.1), 
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Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit 
(ANDREAS LIENHARD) 

Eigentumsgarantie 

Flughafen Zürich/Bewertungsmodell zur Quant(fizierung 
fluglarmbedingter IVlinderwerte bei Ertragsliegerzschafterz 

Das Bundcsgericht bcfasste sich in einem neuen Grundsatzent­
scheid BGE 138 II 77 erneut40 mit Entschadigungsansprüchen wegcn 
übermassigcr Larmbelastung: X. ist Eigentümerin cines Mehrfamili~n­
hauses in Glattbrugg, das sich im Bereich der Abflüge von Piste 16 
des Flughafens Zürich-Kloten befindet. Am 16. November 1998 stell­
te X. ein Entschadigungsbegehren wegen übermassigem Fluglarm, 
das mit andcren Begehren zusammen an die Eidgcn6ssische Schat­
zungskommission, Kreis 10 Gm Folgcndcn SChatzungskommission), 
überwiesen wurde. Diese wies mit Entscheid vOm 29, November 2006 
die Minderwertfordcrung von X, ab, weil cin Ertragsausfall nicht 
nachgewiesen worden sei. Das Bundesgericht hiess die dagegen crho­
bene Bcschwerde am 28. April 2008 gut und wies die Sache zur Neu­
beurteilung an die Schatzungskommission zurück. Es ging davon aus, 
dass sich dic Ertragslage bei Mietobjekten, die Wohnzwecken dienen. 
bei MehrIarm Dur langsam verschlechtere. Für solche Ertraoslieoen-
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schaften sei zudem die Minderwertennittlung im Einzelfall sehr 
schwierig, weshalb cinc schematische Beurteilung des Schadens zu 
erfolgen habe. Die Schatzungskommission sprach X. am l, Marz 2010 
sodann eine Entschadigung von Fr. 326000.00 zu. entsprechend 17,5% 
des Verkehrswertes unter Abzug der Aufwendungen von Schallsehutz­
massnahmen, zu verzinsen ab 1. Januar 2002. Bei der Berechnung der 
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